Mitteilung des Senats
an die Bremische Burgerschaft (Landtag)
vom 28. Januar 2020

Der Senat Uberreicht der Bremischen Blrgerschaft (Landtag) den Entwurf des
Gesetzes zur Anderung des Bremischen Architektengesetzes und des Bremischen
Ingenieurgesetzes einschliel3lich der Begrindung mit der Bitte um Beschlussfassung.

Die Deputation fir Mobilitdt, Bau und Stadtentwicklung hat dem Gesetzentwurf in ihrer
Sitzung am 16. Januar 2020 zugestimmit.

Anlass und rechtlicher Hintergrund

Anlass flur die Gesetzesanderung ist ein Vertragsverletzungsverfahren, das die Euro-
paische Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet hat. Es geht
dabei um die Umsetzung der EU-Richtlinie 2005/36/EG, die sogenannte Berufsaner-
kennungsrichtlinie. Die Europaische Kommission hat sehr genau untersucht, ob diese
Richtlinie in den nationalen Regelungen fir die Berufe der Architekten und Ingenieure
ordnungsgemal umgesetzt worden ist. In den Landesgesetzen vieler Bundeslander -
darunter auch in Bremen- sind von der Europaischen Kommission Unvereinbarkeiten
in den nationalen Gesetzen mit der vorgenannten Richtlinie festgestellt und in einem
Mahnschreiben an die Bundesrepublik Deutschland konkret dargestellt worden. In
Bremen sind die Regelungen des Bremischen Architektengesetzes und des
Bremischen Ingenieurgesetzes betroffen.

Nach Uberprifung der vorgeworfenen VerstoRe ergibt sich fuir das Bremische
Architektengesetz und das Bremische Ingenieurgesetz Anpassungsbedarf.

Die aufgrund der VerstoRe notwendigen gesetzlichen Anderungen bieten auBerdem
die Maglichkeit, gewonnene Erkenntnisse bei der Anwendung beider Gesetze im
Anderungsgesetz entsprechend zu bericksichtigen.



Gesetz zur Anderung des Bremischen Architektengesetzes
und des Bremischen Ingenieurgesetzes

Vom

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Blrgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

Artikel 1
Anderung des Bremischen Architektengesetzes

Das Bremische Architektengesetz vom 25. Februar 2003 (Brem.GBI. S. 53 —
714-b-1), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes zur Anpassung von Vorschriften
aus dem Bereich Umwelt und Bau an die europaische Datenschutz-Grundverord-
nung vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBI. S. 651) gedndert worden ist, wird wie folgt
geéandert:

1. In 81 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort ,Entwicklungsfahigkeiten“ durch das Wort
~Entwicklungstatigkeiten” ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 wird nach dem Wort ,Fachrichtung” das Wort , Archi-
tektur®, nach den Woartern ,mindestens vier Studienjahren auf Vollzeitbasis*
die Worter ,in den anderen Fachrichtungen ein entsprechendes Studium mit
mindestens drei Studienjahren auf Vollzeitbasis* gestrichen und das Wort
~praktische” durch das Wort ,berufspraktische” ersetzt.

b) In Absatz 1a wird nach Satz 1 folgender Satz eingefligt:

.BIS zu einem Jahr der berufspraktischen Tatigkeit darf bereits nach
Abschluss eines mindestens dreijahrigen Studiums absolviert werden.*

c) In Absatz 5 Satz 3 werden die Worter ,nach Unanfechtbarkeit* durch die
Worter ,ab dem Zugang" ersetzt.

3. In 8 5 werden die Absatze 1 und 2 wie folgt gefasst:

»(1) Die Eintragung in die Architekten- oder die Stadtplanerliste ist zu ver-
sagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die antragstellende
Person nicht die fur die betreffende Tatigkeit erforderliche Zuverlassigkeit besitzt.
Sie ist insbesondere zu versagen,

1. solange der antragstellenden Person nach 8§ 70 des Strafgesetzbuches,
nach § 132a der Strafprozessordnung oder nach 8§ 35 Absatz 1 der
Gewerbeordnung die Ausibung einer der in 8 1 bezeichneten Téatigkeiten
verboten, vorlaufig verboten oder untersagt ist oder

2. wenn die antragstellende Person wegen eines Verbrechens oder wegen
Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, Geldwasche,
Urkundenfalschung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenzstraftat rechts-
kraftig zu einer Strafe verurteilt ist und sich aus dem fir die Verurteilung
zugrundeliegenden Sachverhalt ergibt, dass sie zur Erfullung der Berufs-
aufgaben nach 8§ 1 nicht geeignet ist oder



3. wenn die antragstellende Person geschéaftsunfahig oder fur sie eine
rechtliche Betreuung in Vermodgensangelegenheiten bestellt ist.

(2) Die Eintragung in die Architekten- oder die Stadtplanerliste kann versagt
werden, wenn sich die antragstellende Person innerhalb der letzten finf Jahre
vor der Stellung des Eintragungsantrags

1. im Vermdgensverfall befindet; ein Vermogensverfall wird vermutet, wenn
ein Insolvenzverfahren tGber ihr Vermdgen eroffnet wurde oder sie in das
vom Vollstreckungsgericht zu fuhrende Verzeichnis (8 26 Absatz 2 der
Insolvenzordnung, 8§ 882b der Zivilprozessordnung) eingetragen ist oder

2. groblich oder wiederholt berufsunwuirdig verhalten hat.”
4. 8§ 6 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Dem Antrag auf Eintragung in die Architekten- oder die Stadtplaner-
liste sind die zur Beurteilung der Eintragungsvoraussetzungen erforderlichen
Unterlagen beizuftigen.”

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absatze 2a und 2b eingefugt:

»(2a) Soweit es um die Beurteilung der in 8 3 Absatz 2 bis 4 genannten
Voraussetzungen geht, dirfen nur die in Anhang VII Nummer 1 Buchstabe b,
d und f der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterlagen und Bescheini-
gungen verlangt werden; Unterlagen und Bescheinigungen nach Anhang VII
Nummer 1 Buchstabe d und f dirfen nicht alter als drei Monate sein. Ist die
antragstellende Person nicht in der Lage, Informationen zu ihrer Ausbildung
vorzulegen, wendet sich die Architektenkammer an die zustandige Behorde
des Herkunftsmitgliedstaates der Europaischen Union oder eine der nach
dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staates. Im Fall berech-
tigter Zweifel kann die Architektenkammer von der zustandigen Behérde
nach Satz 2 eine Bestatigung der Authentizitat der ausgestellten Bescheini-
gungen und Ausbildungsnachweise sowie gegebenenfalls tber die Erflllung
der Mindestvoraussetzungen des Artikels 46 der Richtlinie 2005/36/EG
verlangen. War die antragstellende Person bereits in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europaischen Union oder einem nach dem Recht der Euro-
paischen Union gleichgestellten Staat tatig, kann die Architektenkammer im
Fall berechtigter Zweifel von der im Herkunftsstaat zustandigen Behdrde eine
Bestatigung der Tatsache verlangen, dass die Austibung dieses Berufes
durch die antragstellende Person nicht aufgrund schwerwiegenden standes-
widrigen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen strafbarer Handlung aus-
gesetzt oder untersagt wurde. Der Informationsaustausch erfolgt Uber das
Binnenmarkt-Informationssystem (IMI).

(2b) Das Verfahren kann mit Ausnahme der Durchfiihrung von Ausgleichs-
mafinahmen nach 8§ 3 Absatz 5 auch tber die einheitliche Stelle nach den
88 71a bis 71e des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt
werden. Die Architektenkammer bestétigt der antragstellenden Person
binnen eines Monats schriftlich den Eingang der Unterlagen und Bescheini-
gungen und teilt ihr gegebenenfalls mit, welche Unterlagen und Bescheini-
gungen fehlen. Das Verfahren kann elektronisch geftihrt werden. Im Fall



5.

begriindeter Zweifel und soweit unbedingt geboten, kénnen spéater beglau-
bigte Kopien verlangt werden. Die antragstellende Person hat zu versichern,
dass Versagungsgriinde nicht vorliegen. Sie hat auch nach der Eintragung
alle Veranderungen, die die Eintragungsvoraussetzungen oder die einge-
tragenen Tatsachen betreffen kdnnen, unverziglich der Architektenkammer
anzuzeigen.”

c) In Absatz 3 wird in Satz 4 die Angabe ,,Absatz 2" durch die Angabe
LAbsatz 2b Satz 4“ und in Satz 6 die Angabe ,8 8 Absatz 3 und 7* durch die
Angabe ,8 8 Absatz 3 und 8" ersetzt.

8 7 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe ,8 8 Absatz 7“ durch die Angabe ,8 8
Absatz 8“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 4 wird die Angabe ,8 6 Absatz 2 Satz 8“ durch die Angabe
.8 6 Absatz 2b Satz 6" ersetzt.

c) In Absatz 10 wird die Angabe ,des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr
durch die Angabe ,der Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadt-
entwicklung und Wohnungsbau® ersetzt.

§ 8 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
”§ 8

Auswartige Architektinnen und Architekten
und auswartige Stadtplanerinnen und Stadtplaner®.

b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,8 3 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3“
durch die Angabe ,8 3 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 oder 3" ersetzt
und die Angabe ,; 8 3 Absatz 4 und 5 findet keine Anwendung*
gestrichen.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angeflgt:

.Der vorubergehende und gelegentliche Charakter der Erbringung von
Dienstleistungen wird im Einzelfall, insbesondere anhand der Dauer,
der Haufigkeit, der regelmaldigen Wiederkehr sowie der Kontinuitat der
Dienstleistung, beurteilt.”

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister miissen das erst-
malige Tatigwerden nach Absatz 1 Satz 1 bei der Architektenkammer vorher
schriftlich anzeigen. Mit der Anzeige sind vorzulegen

1. eine Bescheinigung daruber, dass die Dienstleisterin oder der
Dienstleister in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
einem nach dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten
Staat rechtmalig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Austibung
des Berufs nicht, auch nicht voribergehend, untersagt ist,



d)

2. ein Berufsqualifikationsnachweis,

3. fur den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem
Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis in
beliebiger Form dartiber, dass der Beruf in den vergangenen zehn
Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitglied-
staaten der Europaischen Union oder einem nach dem Recht der
Europaischen Union gleichgestellten Staat ausgetbt wurde und

4. Dbei einer beabsichtigten selbststédndigen Tatigkeit eine Information
Uber die Einzelheiten des bestehenden Versicherungsschutzes der
Dienstleisterin oder des Dienstleisters oder einer anderen Art des
individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaft-
pflicht.

Die Anzeige nach Satz 1 kann auch bei der einheitlichen Stelle nach 8 6
Absatz 2b Satz 1 vorgenommen werden. Das Verfahren kann elektronisch
gefuhrt werden.”

Nach Absatz 2 werden folgende Absatze 2a und 2b eingeflgt:

»(2a) Die Architektenkammer kann bei berechtigten Zweifeln von der
zustandigen Behorde des Mitgliedstaates der Europaischen Union oder einer
der nach dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staates alle
Informationen Uber die RechtméafRigkeit der Niederlassung und die gute
Fuhrung der Dienstleisterin oder des Dienstleisters anfordern sowie Infor-
mationen daruber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder straf-
rechtlichen Sanktionen vorliegen. § 6 Absatz 2a Satz 3 bis 5 gilt ent-
sprechend. Auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister haben die
Anzeige einmal jahrlich zu erneuern, wenn sie beabsichtigen, wahrend des
betreffenden Jahres im Lande Bremen Dienstleistungen nach Absatz 1
Satz 1 zu erbringen.

(2b) Bei der erstmaligen Anzeige nach Absatz 2 Satz 1 Uberprift die
Architektenkammer die Berufsqualifikation der Dienstleisterin oder des
Dienstleisters, es sei denn, dass mit der Anzeige ein Ausbildungsnachweis
nach § 3 Absatz 2 vorgelegt worden ist. Die Architektenkammer hat der
Dienstleisterin oder dem Dienstleister innerhalb eines Monats nach Eingang
der vollstandigen Unterlagen das Ergebnis der Prifung mitzuteilen. Ist die
Prufung nicht fristgerecht maglich, so teilt sie die Grinde fir die Verzégerung
innerhalb der Monatsfrist mit. Die Entscheidung muss vor Ablauf des zweiten
Monats nach Eingang der vollstandigen Unterlagen ergehen. Besteht ein
wesentlicher Unterschied zwischen der Berufsqualifikation der Dienstleisterin
oder des Dienstleisters und den Anforderungen des 8§ 3 Absatz 1 Nummer 2
und ist er so grol3, dass dies der 6ffentlichen Gesundheit oder Sicherheit
abtraglich ist, gibt die Architektenkammer der Dienstleisterin oder dem
Dienstleister die Moglichkeit, durch eine Eignungsprifung nachzuweisen,
dass sie oder er die fehlenden Kenntnisse, Fahigkeiten oder Kompetenzen
erworben hat. Die Architektenkammer prift zuvor, ob die von der Dienst-
leisterin oder dem Dienstleister durch Berufspraxis oder lebenslanges Lernen
erworbenen Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen, die hierfir von einer
zustandigen Stelle formell als gultig anerkannt wurden, die wesentlichen
Unterschiede nach Satz 5 ausgleichen. Die Erbringung der Dienstleistung



muss innerhalb eines Monats erfolgen kénnen, der auf die nach den

Satzen 2 bis 4 getroffenen Entscheidung folgt. Erfullt die Architektenkammer
die in den Satzen 1 bis 7 genannten Pflichten nicht fristgerecht, so darf die
Berufsbezeichnung nach § 2 Absatz 1 auch ohne Eintragung gefthrt
werden.”

e) In Absatz 3 Satz 5 wird nach der Angabe ,Absatz 2“ die Angabe ,Satz 1°
angefugt.

f) In Absatz 4 werden nach Satz 1 folgende Satze eingefugt:

LAuswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister dirfen eine 8§ 2 ent-
sprechende Berufsbezeichnung des Niederlassungsstaates fihren, wenn sie
in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union oder einem nach
dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staat zur Austibung
desselben Berufs rechtmal3ig niedergelassen sind. Soweit der Beruf oder die
Ausbildung zu diesem Beruf im Niederlassungsstaat nicht reglementiert ist,
gilt Satz 2 nur, wenn die Dienstleisterin oder der Dienstleister diesen Beruf
mindestens ein Jahr wahrend der vergangenen zehn Jahre in einem oder
mehreren Mitgliedstaaten oder in nach dem Recht der Europaischen Union
gleichgestellten Staaten ausgeubt hat.”

g) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefugt:

»(5) Fur den Fall einer Beschwerde einer Dienstleistungsempféangerin oder
eines Dienstleistungsempféangers bei der Architektenkammer Uber eine
erbrachte Dienstleistung einer auswartigen Dienstleisterin oder eines Dienst-
leisters, die oder der in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union
oder in einem nach dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten
Staat niedergelassen ist, holt die Architektenkammer die fir das
Beschwerdeverfahren erforderlichen Informationen bei der zustandigen
Stelle des Niederlassungsstaates ein und unterrichtet die Dienstleistungs-
empfangerin oder den Dienstleistungsempfanger tiber das Ergebnis des
Beschwerdeverfahrens. Auf Anforderung der zustandigen Stelle eines in
Satz 1 genannten Staates Ubermittelt die Architektenkammer diejenigen
Informationen Uber Berufsangehdorige, die zur Durchfiihrung eines
Beschwerdeverfahrens wegen einer dort erbrachten Dienstleistung erforder-
lich sind.”

h) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

i) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und in Satz 2 das Wort ,,Gesellschaft"
durch das Wort ,,Gesellschaften“ ersetzt.

J) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 6“ durch die Angabe ,Absatz 7*
ersetzt.

bb) In Satz 4 wird die Angabe ,Absatze 3 und 4“ durch die Angabe
LAbsatze 3 bis 5 ersetzt.

7. 812 wird wie folgt ge&ndert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Nach Nummer 7 werden folgende Nummern 8 und 9 eingefligt:



8.

10.

11.

12.
13.

»8. gemal Artikel 56 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG als zustandige
Stelle eng mit den zustandigen Stellen anderer Aufnahme- und
Herkunftsmitgliedsstaaten zusammenzuarbeiten und Amtshilfe zu
leisten oder in Anspruch zu nehmen, um die Anwendung der Richt-
linie 2005/36/EG zu gewahrleisten; die Vertraulichkeit der ausge-
tauschten Informationen ist dabei sicherzustellen,

9. gemal Artikel 56 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG als zustandige
Stelle im Rahmen der Verwaltungszusammenarbeit die zustandigen
Stellen anderer Aufnahme- und Herkunftsmitgliedsstaaten tber das
Vorliegen disziplinarischer oder strafrechtlicher Sanktionen oder
Uber sonstige schwerwiegende, genau bestimmte Sachverhalte, die
sich auf die Ausiibung der in der Richtlinie 2005/36/EG erfassten
Tatigkeiten auswirken kénnten, zu unterrichten oder diese Infor-
mationen entgegenzunehmen,"

bb) Die bisherigen Nummern 8 und 9 werden Nummer 10 und 11.

cc) In Nummer 10 wird das Wort ,praktischen® durch das Wort ,berufs-
praktischen® ersetzt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingeflgt:

»(2) Die Architektenkammer kann Uber die nach diesem Gesetz zu
fuhrenden Listen und Verzeichnisse hinaus weitere Listen und Verzeichnisse
fuhren, sofern die Eintragung personenbezogener Daten in diese Listen und
Verzeichnisse mit Einwilligung der betreffenden Person erfolgt.”

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
In § 13 Absatz 3 wird nach Satz 2 folgender Satz angefiigt:

.Bei auswartigen Dienstleisterinnen und Dienstleistern gentigt statt eines Nach-
weises nach Absatz 2 Nummer 5, dass sie die Architektenkammer tber die
Einzelheiten ihres oder seines bestehenden Versicherungsschutzes oder einer
anderen Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufs-
haftpflicht informieren.”

In 8§ 14 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort ,praktische* durch das Wort ,berufs-
praktische" ersetzt.

In § 18 Absatz 1 Nummer 11 wird das Wort ,praktischen® durch das Wort ,berufs-
praktischen® ersetzt.

In 8 20 Absatz 1 wird die Angabe ,der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr*
durch die Angabe ,die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau“ ersetzt.

In 8 51 Absatz 3 werden die Worter ,,Aufsichtsbehorde der” gestrichen.
Nach 8§ 52 Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefiigt:

»,(3) Auf Personen, die ihr Studium nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 des Bremi-
schen Architektengesetzes vom 25. Februar 2003 (Brem.GBI. S. 53), zuletzt
geandert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Anpassung von Vorschriften aus dem
Bereich Umwelt und Bau an die europaische Datenschutz-Grundverordnung vom



14.

18. Dezember 2018 (Brem.GBI. S. 651) bis zum Ablauf des [Einfligen: Datum
Inkrafttreten] begonnen haben, ist 8§ 3 Absatz 1 Nummer 2 hinsichtlich der
Mindeststudienzeit in seiner bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden.”

Die Anlage ,Leitlinien zu Ausbildungsinhalten“ wird in Ziffer ,B. Fachrichtungen®
wie folgt geandert:

a) Inll. wird die Angabe ,180" durch die Angabe ,240“ ersetzt.
b) Inlll. wird die Angabe "180" durch die Angabe ,240" ersetzt.
c) InIV. wird die Angabe "180" durch die Angabe ,240" ersetzt.

) Artikel 2
Anderung des Bremischen Ingenieurgesetzes

Das Bremische Ingenieurgesetz vom 25. Februar 2003 (Brem.GBI. S. 67 —

711-f-1-), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anpassung von Vorschriften
aus dem Bereich Umwelt und Bau an die europaische Datenschutz-Grundverord-
nung vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBI. S. 651) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1.

§ 2 wird wie folgt geéandert:

a) In Absatz 4 Satz 3 werden die Woérter ,nach Unanfechtbarkeit* durch die
Worter ,ab Zugang“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Personen aus einem anderen Staat, die im Lande Bremen voriber-
gehende und gelegentliche Dienstleistungen gemal § 1a erbringen wollen
(auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister), dirfen ohne Genehmigung
eine 8 1 entsprechende Berufsbezeichnung des Niederlassungsstaates
fuhren. Die Berufsbezeichnung ist so zu fuhren, dass keine Verwechslung
mit der Berufsbezeichnung nach 8 1 madglich ist. Der voribergehende und
gelegentliche Charakter der Erbringung von Dienstleistungen wird im Einzel-
fall, insbesondere anhand der Dauer, der Haufigkeit, der regelmafigen
Wiederkehr sowie der Kontinuitat der Dienstleistung, beurteilt.”

c) Absatz 6 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,; Absatze 3 und 4 finden keine Anwendung*
gestrichen.

bb) Nach Satz 1 werden folgende Satze eingeflgt:

.Die Ingenieurkammer hat der Dienstleisterin oder dem Dienstleister
innerhalb eines Monats nach Eingang der vollstandigen Unterlagen das
Ergebnis der Prufung mitzuteilen. Ist die Prifung nicht fristgerecht még-
lich, so teilt sie die Grunde fur die Verzogerung innerhalb der Frist nach
Satz 2 mit. Die Entscheidung muss vor Ablauf des zweiten Monats nach
Eingang der vollstadndigen Unterlagen ergehen. Besteht ein wesent-
licher Unterschied zwischen der Berufsqualifikation der Dienstleisterin
oder des Dienstleisters und den Anforderungen der Absatze 1 und 2
und ist er so grol3, dass dies der 6ffentlichen Gesundheit oder Sicher-
heit abtraglich ist, gibt die Ingenieurkammer der Dienstleisterin oder



d)

dem Dienstleister die Mdglichkeit, durch eine Eignungsprifung nach-
zuweisen, dass sie oder er die fehlenden Kenntnisse, Fahigkeiten oder
Kompetenzen erworben hat. Die Ingenieurkammer prift zuvor, ob die
von der der Dienstleisterin oder dem Dienstleister durch Berufspraxis
oder lebenslanges Lernen erworbenen Kenntnisse, Fahigkeiten und
Kompetenzen, die hierfiir von einer zustandigen Stelle formell als gultig
anerkannt wurden, die wesentlichen Unterschiede nach Satz 5 aus-
gleichen. Die Erbringung der Dienstleistung muss innerhalb eines
Monats erfolgen kénnen, der auf die nach den Satzen 2 bis 4 getroffe-
nen Entscheidung folgt. Erfillt die Ingenieurkammer die in den Satzen 1
bis 7 genannten Pflichten nicht fristgerecht, so darf die Berufsbezeich-
nung nach § 1 auch ohne Eintragung gefiuihrt werden.”

Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister, die nicht in die Liste
oder ein Verzeichnis eines anderen Bundeslandes eingetragen sind, missen
das erstmalige Tatigwerden nach Absatz 5 und 6 vorher der Ingenieur-
kammer schriftlich anzeigen. Mit der Anzeige sind von den auswartigen
Dienstleisterinnen oder Dienstleistern nach Absatz 6 vorzulegen

1. eine Bescheinigung darlber, dass die Dienstleisterin oder der Dienst-
leister in einem Mitgliedstaat der Européaischen Union oder einem
nach dem Recht der Européischen Union gleichgestellten Staat
rechtmanig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Ausiibung des
Berufs nicht, auch nicht voribergehend, untersagt ist,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis,

3. fir den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem
Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis
dariiber, dass der Beruf in den vergangenen zehn Jahren mindestens
ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union oder einem nach dem Recht der Europaischen Union
gleichgestellten Staat ausgetbt wurde.

Die Anzeige nach Satz 1 kann auch bei der einheitlichen Stelle nach den
88 71a bis 71e des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vorge-
nommen werden. Das Verfahren kann elektronisch gefuihrt werden.*

Nach Absatz 7 werden folgende Absatze 7a und 7b eingeflgt:

»(7a) Die Ingenieurkammer kann bei berechtigten Zweifeln von der zustan-
digen Behorde des Mitgliedstaates der Européaischen Union oder einer der
nach dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staates alle Infor-
mationen Uber die Rechtmaligkeit der Niederlassung und die gute Fuhrung
der Dienstleisterin oder des Dienstleisters anfordern sowie Informationen
dariiber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen
Sanktionen vorliegen. Auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister haben
die Anzeige einmal jahrlich zu erneuern, wenn sie beabsichtigen, wahrend
des betreffenden Jahres im Lande Bremen Dienstleistungen gemaf 8§ la zu
erbringen. Sie werden in ein besonderes Verzeichnis eingetragen. Die
Ingenieurkammer stellt Gber die Eintragung in dieses Verzeichnis eine auf
hdchstens funf Jahre befristete Bescheinigung aus, die auf Antrag verlangert



f)

werden kann. Durch die Eintragung und die Ausstellung der Bescheinigung
darf das Erbringen der Dienstleistung nicht verzogert, erschwert oder
verteuert werden.

(7b) Meldungen nach Absatz 7 Satz 1 und Bescheinigungen nach
Absatz 7a Satz 4 sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem anderen
Bundesland eine Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt wurde;
eine Eintragung in das Verzeichnis nach Absatz 7a Satz 3 erfolgt in diesem
Fall nicht. 8 9 Absatz 6 gilt entsprechend.”

Nach Absatz 7b wird folgender Absatz 8 eingefugt:

»(8) Fur den Fall einer Beschwerde einer Dienstleistungsempféangerin oder
eines Dienstleistungsempfangers bei der Ingenieurkammer Uber eine
erbrachte Dienstleistung einer auswartigen Dienstleisterin oder eines Dienst-
leisters, die oder der in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union
oder einem nach dem Recht der Europaischen Gemeinschaften gleichge-
stellten Staat niedergelassen ist, holt die Ingenieurkammer die fur das
Beschwerdeverfahren erforderlichen Informationen bei der zustandigen
Stelle des Niederlassungsstaates ein und unterrichtet die
Dienstleistungsempfangerin oder den Dienstleistungsempfanger tber das
Ergebnis des Beschwerdeverfahrens. Auf Anforderung der zustandigen
Stelle eines in Satz 1 genannten Staates tUbermittelt die Ingenieurkammer
diejenigen Informationen Uber Berufsangehoérige, die zur Durchfiihrung eines
Beschwerdeverfahrens wegen einer dort erbrachten Dienstleistung erforder-
lich sind.

g) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9.
2. 8§ 2awird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Dem Antrag auf Genehmigung gemaf 8§ 1 Absatz 1 Nummer 2 sind
die zur Beurteilung der Genehmigungsvoraussetzungen erforderlichen
Unterlagen beizuftigen.”

Nach Absatz 1 werden folgende Absatze 1la und 1b eingeflgt:

»(1a) Soweit es um die Beurteilung der in 8 2 Absatz 1 oder 2 genannten
Voraussetzungen geht, dirfen nur die in Anhang VII Nummer 1 Buchstabe b,
d und f der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterlagen und Bescheini-
gungen verlangt werden; Unterlagen und Bescheinigungen nach Buch-
stabe d und f durfen nicht &alter als drei Monate sein. Ist die antragstellende
Person nicht in der Lage, Informationen zu ihrer oder seiner Ausbildung vor-
zulegen, so wendet sich die Ingenieurkammer an die zustandige Behotrde
des Herkunftsmitgliedstaates der Europaischen Union oder eine der nach
dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staates. Im Fall berech-
tigter Zweifel kann sich die Ingenieurkammer von der zustéandigen Behdrde
des Herkunftsmitgliedstaates der Europaischen Union oder einer der nach
dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staates eine Bestéti-
gung der Authentizitat der ausgestellten Bescheinigungen und Ausbildungs-
nachweise einholen. War die antragstellende Person bereits in einem
anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder einem nach dem Recht



3.

4.

5.

c)

der Europdaischen Union gleichgestellten Staat tatig, kann die Ingenieur-
kammer im Fall berechtigter Zweifel von der im Herkunftsstaat zustandigen
Behorde eine Bestéatigung der Tatsache verlangen, dass die Ausiibung
dieses Berufes durch die antragstellende Person nicht aufgrund schwer-
wiegenden standeswidrigen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen
strafbarer Handlung ausgesetzt oder untersagt wurde. Der Informations-
austausch erfolgt Uber das Binnenmarktinformationssystem (IMI).

(1b) Das Verfahren kann mit Ausnahme der Durchfiihrung von Ausgleichs-
mafdnahmen nach § 2 Absatz 3 auch tber die einheitliche Stelle nach den
88 71a bis 71e des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt
werden. Die Ingenieurkammer bestatigt der antragstellenden Person binnen
eines Monats den Eingang der Unterlagen und Bescheinigungen und teilt ihr
gegebenenfalls mit, welche Unterlagen und Bescheinigungen fehlen. Das
Verfahren kann elektronisch abgewickelt werden. Im Fall begriindeter Zweifel
und soweit unbedingt geboten, kdnnen spater beglaubigte Kopien verlangt
werden.”

In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,Absatz 1 Satz 6" durch die Angabe
~Absatz 1b Satz 4“ ersetzt.

8§ 5 wird wie folgt geéandert:

a)

b)

In Absatz 1 wird die Angabe ,8 10 Absatz 1 bis 4* durch die Angabe ,8§ 10
Absatz 1 bis 3* ersetzt.

In Absatz 3 wird die Angabe ,8 10 Absatz 5 bis 6“ durch die Angabe ,8 10
Absatz 6 bis 7“ ersetzt.

8§ 6 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

b)

aa) In Satz 1 Nummer 2 wird nach dem Wort ,fuhren“ die Angabe ,oder die
Voraussetzungen des § 2 erfullt,* angeflgt.

bb) Nach Satz 1 Nummer 5 wird folgender Satz eingeflgt:

.oatz 1 Nummer 3 gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des § 2
Absatz 2 vorliegen, und auRerdem nicht in Fallen des § 2 Absatz 1,
sofern die in Drittstaaten ausgestellten Ausbildungsnachweise die
Voraussetzungen des Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG
erfullen.”

cc) Der bisherige Satz 7 wird gestrichen.

In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort ,gegentiber” die Worter ,der
Auftraggeberin oder* eingefugt.

In 8§ 7 werden die Absatze 1 und 2 wie folgt gefasst:

»(1) Die Eintragung in die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure

ist Personen trotz Vorliegens der Eintragungsvoraussetzungen zu versagen,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie nicht die fur die betreffende
Tatigkeit erforderliche Zuverlassigkeit besitzen. Die Eintragung ist insbesondere
den Personen zu versagen®,



denen nach § 70 des Strafgesetzbuches, nach § 132a der Strafprozess-
ordnung oder nach 8 35 Absatz 1 der Gewerbeordnung die Ausiibung
einer der in 8 4 bezeichneten Tatigkeiten verboten, vorlaufig verboten oder
untersagt ist oder

die wegen eines Verbrechens oder wegen Diebstahls, Unterschlagung,
Erpressung, Betruges, Untreue, Geldwasche, Urkundenfalschung,
Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenzstraftat rechtskraftig zu einer Strafe
verurteilt worden sind und sich aus dem der Verurteilung zugrunde liegen-
den Sachverhalt ergibt, dass sie zur Erfullung der Berufsaufgaben nach

8§ 4 nicht geeignet sind oder

wenn sie geschéaftsunfahig oder flr sie eine rechtliche Betreuung in Ver-
maogensangelegenheiten bestellt ist.

(2) Die Eintragung in die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
kann Personen versagt werden, die innerhalb der letzten finf Jahre vor ihrem
Eintragungsantrag

1.

2.

In §

in Vermoégensverfall geraten sind; ein Vermogensverfall wird vermutet,
wenn ein Insolvenzverfahren tber deren Vermégen ertffnet wurde oder
sie in das vom Vollstreckungsgericht zu fihrende Verzeichnis (8 26
Absatz 2 der Insolvenzverordnung, § 882b der Zivilprozessordnung)
eingetragen sind oder

sich groblich oder wiederholt berufsunwtirdig verhalten haben.”

8 Absatz 3 wird die Angabe ,8 9 Absatz 2 Satz 8“ durch die Angabe ,8 9

Absatz 2 Satz 9“ ersetzt.

In §

9 Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefugt:

»8 2a Absatz 1a Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.”

§ 10 wird wie folgt geéandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Personen aus einem anderen Staat, die im Lande Bremen vortber-
gehende und gelegentliche Dienstleistungen gemal § 4 erbringen wollen
(auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister), dirfen ohne Genehmigung
eine 8 5 entsprechende Berufsbezeichnung des Niederlassungsstaates
fuhren. Die Berufsbezeichnung ist so zu fuhren, dass keine Verwechslung
mit der Berufsbezeichnung nach 8 5 maoglich ist. Der voribergehende und
gelegentliche Charakter der Erbringung von Dienstleistungen wird im Einzel-
fall, insbesondere anhand der Dauer, der Haufigkeit, der regelméafigen
Wiederkehr sowie der Kontinuitat der Dienstleistung, beurteilt.”

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,; 8 2 Absatz 3 und 4 findet keine Anwen-
dung” gestrichen.



bb)

Nach Satz 1 werden folgende Satze angeflgt:

.Die Ingenieurkammer hat der Dienstleisterin oder dem Dienstleister
innerhalb eines Monats nach Eingang der vollstandigen Unterlagen das
Ergebnis der Prufung mitzuteilen. Ist die Prifung nicht fristgerecht mog-
lich, so teilt sie die Grunde fur die Verzégerung innerhalb der Monats-
frist mit. Die Entscheidung muss vor Ablauf des zweiten Monats nach
Eingang der vollstdndigen Unterlagen ergehen. Besteht ein wesent-
licher Unterschied zwischen der Berufsqualifikation der Dienstleisterin
oder des Dienstleisters und den Anforderungen des 8§ 6 Absatz 1 und
ist er so grol3, dass dies der offentlichen Gesundheit oder Sicherheit
abtraglich ist, gibt die Ingenieurkammer der Dienstleisterin oder dem
Dienstleister die Mdglichkeit, durch eine Eignungsprufung nachzu-
weisen, dass sie oder er die fehlenden Kenntnisse, Féahigkeiten oder
Kompetenzen erworben hat. Die Ingenieurkammer prift zuvor, ob die
von der Dienstleisterin oder dem Dienstleister durch Berufspraxis oder
lebenslanges Lernen erworbenen Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompe-
tenzen, die hierflr von einer zustandigen Stelle formell als giiltig aner-
kannt wurden, die wesentlichen Unterschiede nach Satz 5 ausgleichen.
Die Erbringung der Dienstleistung muss innerhalb eines Monats
erfolgen kdnnen, der auf die nach den Satzen 2 bis 4 getroffenen
Entscheidung folgt. Erfullt die Ingenieurkammer die in den Satzen 1

bis 7 genannten Pflichten nicht fristgerecht, so darf die Berufsbezeich-
nung nach § 5 auch ohne Eintragung gefuhrt werden.*

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister, die nicht in die Liste
oder ein Verzeichnis eines anderen Bundeslandes eingetragen sind, missen
das erstmalige Tatigwerden nach Absatz 1 und 2 vorher der Ingenieur-
kammer schriftlich anzeigen. Mit der Anzeige sind von den auswartigen
Dienstleisterinnen und Dienstleistern nach Absatz 2 vorzulegen

1.

eine Bescheinigung dartber, dass die Dienstleisterin oder der Dienst-
leister in einem Mitgliedstaat der Européaischen Union oder einem
nach dem Recht der Européischen Union gleichgestellten Staat
rechtmanig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Ausiibung des
Berufs nicht, auch nicht vortibergehend, untersagt ist,

ein Berufsqualifikationsnachweis,

fur den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem
Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis
darliber, dass der Beruf in den vergangenen zehn Jahren mindestens
ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union oder einem nach dem Recht der Europaischen Union
gleichgestellten Staat ausgetbt wurde und

eine Information tber die Einzelheiten des bestehenden Versiche-
rungsschutzes der Dienstleisterin oder des Dienstleisters oder einer
anderen Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf
die Berufshaftpflicht.



d)

f)
9)

Die Anzeige nach Satz 1 kann auch bei der einheitlichen Stelle nach den
88 71a bis 71e des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vorge-
nommen werden. Das Verfahren kann elektronisch gefuihrt werden.*

Nach Absatz 3 werden folgende Absatze 3a und 3b eingeflgt:

(3a) Die Ingenieurkammer kann bei berechtigten Zweifeln von der zustan-
digen Behorde des Mitgliedstaates der Européaischen Union oder einer der
nach dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staates alle Infor-
mationen Uber die Rechtmaligkeit der Niederlassung und die gute Fuhrung
der Dienstleisterin oder des Dienstleisters anfordern sowie Informationen
daruiber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen
Sanktionen vorliegen. Auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister haben
die Anzeige einmal jahrlich zu erneuern, wenn sie beabsichtigen, wahrend
des betreffenden Jahres im Lande Bremen Dienstleistungen gemal 8§ 4 zu
erbringen. Sie werden in ein besonderes Verzeichnis eingetragen, haben die
Berufspflichten zu beachten und unterliegen den Disziplinarregeln im
Zusammenhang mit der Berufsqualifikation sowie der Berufsgerichtsbarkeit.
Die Ingenieurkammer stellt Uber die Eintragung in dieses Verzeichnis eine
auf hochstens funf Jahre befristete Bescheinigung aus, die auf Antrag ver-
langert werden kann. Durch die Eintragung und die Ausstellung der Beschei-
nigung darf das Erbringen der Dienstleistung nicht verzogert, erschwert oder
verteuert werden.

(3b) Meldungen nach Absatz 3 Satz 1 und Bescheinigungen nach
Absatz 3a Satz 4 sind nicht erforderlich, wenn bereits in einem anderen
Bundesland eine Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt wurde;
eine Eintragung in das Verzeichnis nach Absatz 3a Satz 3 erfolgt in diesem
Fall nicht. 8 9 Absatz 6 gilt entsprechend.”

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefugt:

»(4) Fur den Fall einer Beschwerde einer Dienstleistungsempféangerin oder
eines Dienstleistungsempféangers bei der Ingenieurkammer Uber eine
erbrachte Dienstleistung einer auswartigen Dienstleisterin oder eines Dienst-
leisters, die oder der in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union
oder einem der nach dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten
Staat niedergelassen ist, holt die Ingenieurkammer die fur das Beschwerde-
verfahren erforderlichen Informationen bei der zustandigen Stelle des Nieder-
lassungsstaates ein und unterrichtet die Dienstleistungsempfangerin oder
den Dienstleistungsempfanger tber das Ergebnis des Beschwerdever-
fahrens. Auf Anforderung der zustandigen Stelle eines in Satz 1 genannten
Staates Ubermittelt die Ingenieurkammer diejenigen Informationen Uber
Berufsangehorige, die zur Durchfiihrung eines Beschwerdeverfahrens wegen
einer dort erbrachten Dienstleistung erforderlich sind.”

Die bisherigen Absatze 4 und 5 werden Absatze 5 und 6.
Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und in Satz 1 wie folgt geandert:
Die Angabe ,Absatz 5 wird durch die Angabe ,Absatz 6“ ersetzt.



9. § 12 wird wie folgt geandert:

10.

11.

12.

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Absatz 1 Satz 1 werden nach Nummer 4 folgende Nummern 5 und 6
eingefugt:

»D. gemal Artikel 56 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG als zustandige
Stelle eng mit den zustandigen Stellen anderer Aufnahme- und
Herkunftsmitgliedsstaaten zusammenzuarbeiten und Amtshilfe zu
leisten oder in Anspruch zu nehmen, um die Anwendung der Richt-
linie 2005/36/EG zu gewahrleisten; die Vertraulichkeit der ausge-
tauschten Informationen ist dabei sicherzustellen,

6. gemal Artikel 56 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG als zustandige
Stelle im Rahmen der Verwaltungszusammenarbeit die zustandigen
Stellen anderer Aufnahme- und Herkunftsmitgliedsstaaten tber das
Vorliegen disziplinarischer oder strafrechtlicher Sanktionen oder
Uber sonstige schwerwiegende, genau bestimmte Sachverhalte, die
sich auf die Ausibung der in der Richtlinie 2005/36/EG erfassten
Tatigkeiten auswirken kénnten, zu unterrichten oder diese Informa-
tionen entgegenzunehmen,”

bb) Die bisherigen Nummern 5 bis 12 werden Nummern 7 bis 14.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingeflgt:

»(2) Die Ingenieurkammer kann Uber die nach diesem Gesetz zu fuhren-
den Listen und Verzeichnisse hinaus weitere Listen und Verzeichnisse
fuhren, sofern die Eintragung personenbezogener Daten in diese Listen und
Verzeichnisse mit Einwilligung der betreffenden Person erfolgt.”

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

In 8 18 Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,bei* die Worter ,ihrer oder”

eingefigt.

§ 23 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 und Satz 4 werden jeweils die Angaben ,8 10
Abs. 3“ durch die Angaben ,8 10 Absatz 3a“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 und Satz 4 werden jeweils die Angaben ,8 10 Abs. 3“
durch die Angaben ,8 10 Absatz 3a“ und in Satz 4 die Angabe ,8 10
Absatz 6“ durch die Angabe ,8 10 Absatz 7* ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe ,8 10 Absatz 4 oder 6“ durch die Angabe
,8 10 Absatz 5 oder 7“ ersetzt.

d) In Absatz 9 wird die Angabe ,des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr*
durch die Angabe ,der Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadt-
entwicklung und Wohnungsbau® ersetzt.

In 8§ 24 Absatz 1 wird die Angabe ,der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr*

durch die Angabe ,die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau“ ersetzt.



13.

14.

15.

16.

In 8 25 Absatz 3 wird nach Satz 2 folgender Satz angefigt:

.Bel auswartigen Dienstleisterinnen und Dienstleistern geniigt statt eines Nach-
weises nach Absatz 2 Nummer 5, dass sie die Ingenieurkammer tber die
Einzelheiten ihres oder seines bestehenden Versicherungsschutzes oder einer
anderen Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufs-
haftpflicht informieren.”

In § 26 Satz 2 wird die Angabe ,8 10 Abs. 3" durch die Angabe ,§ 10 Absatz 3a“
ersetzt.

In § 28 Absatz 1 Nummer 7 wird die Angabe ,8 10 Abs. 3" durch die Angabe
,8 10 Absatz 3a“ ersetzt.

§ 30 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,88 1, 2 Absatz 8" durch die Angabe ,88 1, 2
Absatz 9" ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wérter ,Aufsichtsbehdrde der” gestrichen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung in Kraft.

Der Senat



Artikel 1

Bremisches Architektengesetz
l. Allgemeines

Eine Anderung des Bremischen Architektengesetzes (BremArchG) ist in erster
Linie notwendig, um dieses aufgrund des Vertragsverletzungsverfahren an die
Richtlinie 2005/36/EG anzupassen.

Zur Anpassung an die Richtlinie 2005/36/EG wurden insbesondere folgende
Anderungen vorgenommen:

- Anderung der Frist entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG, dass eine
auslandische Antragstellerin oder ein Antragsteller die Mdglichkeit hat, die
Eignungsprifung spatestens sechs Monate nach der urspringlichen Entscheidung
der Kammer, eine Eignungsprifung aufzuerlegen, abzulegen (Artikel 14 Absatz 7 der
Richtlinie 2005/36/EG);

- Ergdnzung der Vorschrift iber die Versagung der Listeneintragung um das
Tatbestandsmerkmal der Zuverlassigkeit und eine Konkretisierung und Modifizierung
der Ubrigen Tatbestandsvoraussetzungen;

- Erganzung der Vorschrift, dass die Architektenkammer in Fallen der
Niederlassung unter bestimmten Voraussetzungen uber das Binnen-
Informationssystem (IMI) Informationen mit den zustandigen Behérden anderer
Mitgliedstaaten austauschen kénnen (Artikel 50 Absatze 1 und 3a der Richtlinie
2005/36/EG);

- Aufnahme der gesetzlichen Verpflichtung, die vortibergehende und gelegentliche
Dienstleistung durch Auswartige im Einzelfall zu beurteilen und zur Festlegung
einschlagiger Kriterien (Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften Gber auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister
um die Nennung der konkreten Unterlagen, die vor erstmaliger Aufnahme der
Tatigkeit bei der Architektenkammer vorzulegen sind (Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie
2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften Gber auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister
in Bezug auf die Zusammenarbeit der zustandigen Stellen. Die Architektenkammer
kann bei berechtigten Zweifeln von den zustandigen Stellen des
Niederlassungsmitgliedsstaates Informationen tber die Rechtmaligkeit der
Niederlassung, tber die gute Fihrung sowie Informationen dartiber anfordern, dass
keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen Sanktionen vorliegen.
AuRerdem wird der Informationsaustausch zwischen den zustandigen Stellen fir den
Fall der Beschwerde von Dienstleistungsempfangerinnen oder
Dienstleistungsempfangern tber eine Dienstleisterin oder einen Dienstleister geregelt
(Artikel 8 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften Gber auswartige Dienstleisterinnen und
Dienstleister, dass im Falle einer notwendigen Uberprifung der Berufsqualifikation



vor erstmaliger Dienstleistungserbringung Fristen fur die Entscheidung der
Architektenkammer geregelt werden und die Schwelle fur die Auferlegung einer
Eignungsprifung definiert wird (Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Prazisierung der Vorschriften tber auswartige Dienstleisterinnen und
Dienstleister; diese durfen die Berufsbezeichnung des Niederlassungsstaates auch
fuhren, wenn sie ihren Beruf innerhalb der letzten zehn Jahre nicht nur in einem
sondern auch in mehreren Mitgliedstaaten der Europaischen Union ausgetibt haben
(Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG);

- Konkretisierung der Aufgaben der Architektenkammer als zustandige Stelle
hinsichtlich der Verwaltungszusammenarbeit mit zustandigen Stellen anderer
Aufnahme- und Herkunftsstaaten im Sinne des Artikels 56 der Richtlinie 2005/36/EG;

Neben der erforderlichen Anpassung an die Richtlinie 2005/36/EG werden
Erfahrungen in der Gesetzesanwendung in diesem Anderungsgesetz berlcksichtigt:

-Anderung der Vorschrift tiber die Eintragungsvoraussetzungen insoweit, als die
Mindeststudienzeiten fur die Fachrichtungen Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur
und Stadtplanung von drei auf vier Jahre erhéht werden;

- Anderung der Vorschrift tiber die Eintragungsvoraussetzungen hinsichtlich des
moglichen Beginns des Berufspraktikums; Absolventen dirfen ihr Berufspraktikum
bereits nach Abschluss der ersten drei Studienjahre beginnen statt wie bisher nach
Abschluss des Studiums;

- Ermachtigung der Architektenkammer, Gber die nach diesem Gesetz zu
fuhrenden Listen und Verzeichnisse hinaus weitere Listen und Verzeichnisse fuhren
zu dirfen;

- Anderung der Vorschrift tiber Ordnungswidrigkeiten, dass die Zustandigkeit von
der Aufsichtsbehérde auf die Architektenkammer Ubergeht;

- An einigen Stellen wurden aufgrund der Anderungen Verweisungen aktualisiert
und auRerdem einige Schreib- bzw. Ubertragungsfehler im Gesetzestext korrigiert.

Il. Einzelbegrindung:

Zul (81):

Korrektur eines Ubertragungsfehlers.
Zu 2. (8 3):

a) Fur die Fachrichtungen Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur und
Stadtplanung andern sich die Mindeststudienzeiten. Die bisherige Mdglichkeit der
Eintragung fur diese Fachrichtungen aufgrund eines dreijahrigen
Bachelorabschlusses ist nicht mehr gegeben. Stattdessen ist kiinftig eine
Studiendauer von mindestens vier Jahren Voraussetzung fur die Eintragung in die
Architekten- oder Stadtplanerliste. Dies ist mittlerweile in elf Bundeslandern ebenso
geregelt. Auch die Architektenkammer hat aufgrund der Entwicklung in den letzten
Jahren zum Schutz der Berufsangehérigen und auch im Hinblick auf den
Verbraucherschutz die langere Mindeststudienzeit gefordert und teilt damit die



Auffassung der Bundesarchitektenkammer sowie der meisten Bundeslander. Nach
den Erfahrungen aus der Praxis erfordert die zunehmende Komplexitat von
gestalterischen, technischen, funktionalen, organisatorischen, wirtschaftlichen und
rechtlichen Anforderungen einen entsprechenden Mindeststandard auch fur
Landschaft-, Innenarchitekten und Stadtplanern. Die Architektenkammer hat in dem
Zusammenhang auch auf lhre Verantwortung hingewiesen, mit der Eintragung in die
Berufsverzeichnisse Qualitatserfordernisse im Sinne des Verbraucherschutzes und
der Baukultur zu gewéhrleisten. Umfang und Dichte der Studieninhalte sind nach
Auffassung der Kammern und Verbande und der meisten anderen Bundeslander
nicht in drei Jahren zu vermitteln. DarUber hinaus wird der Begriff ,praktische
Tatigkeit" durch ,berufspraktische Tatigkeit“ ersetzt um klarzustellen, dass es sich
nicht um eine beliebige, sondern eine ausschliel3lich berufsbezogene praktische
Tatigkeit handeln muss.

b) Die bisherige Regelung in Absatz 1a sah vor, dass das Berufspraktikum erst
nach dem jeweiligen Studienabschluss begonnen werden konnte. Die
Architektenkammer hat darauf hingewiesen, dass dies in der Praxis die
Masterabsolventen in Bremen grundsatzlich und gegentiber den Masterabsolventen
in Niedersachsen benachteiligt, da die berufspraktische Tatigkeit der Bremer
Absolventen, die diese Ublicherweise nach dem ersten berufsqualifizierenden
Studiengang ausuben, im Gegensatz zu Niedersachsen bisher nicht
anerkennungsfahig ist. Um diese Benachteiligung durch unterschiedliche
Eintragungsvoraussetzungen zu unterbinden und um daraus folgenden mdglichen,
schadlichen "Eintragungstourismus" zwischen Niedersachsen und Bremen zu
vermeiden, erfolgt eine Anpassung an die entsprechende Regelung des
Niederséachsischen Architektengesetzes. Der eingefligte Satz 2 entspricht letztlich
Artikel 46 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG, wonach das Berufspraktikum erst nach
Abschluss der ersten drei Studienjahre stattfinden darf.

c) Der Wortlaut des Artikel 14 Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG verlangt, dass
dem Antragsteller die Moglichkeit gegeben werden muss, spatestens sechs Monate
nach der urspringlichen Entscheidung, dem Antragsteller eine Eignungsprufung
aufzuerlegen, ablegen zu kénnen. Da dies der Zugang der Entscheidung ist und
nicht die Rechtsbestandigkeit, ist Absatz 5 insoweit an die Richtlinie anzupassen.

Zu 3. (8 5):

Die Tatbestandsvoraussetzungen bei der Versagung der Eintragung werden in
Absatz 1 um die konkrete Nennung der Rechtsgrundlagen (Nummer 1) sowie um das
Merkmal der Unzuverlassigkeit in Anlehnung an das Gewerberecht erweitert. Dies ist
auch in Architektengesetzen der Ubrigen Lander weitgehend so geregelt. Nach
Erfahrungen der Architektenkammer hat sich im Gesetzesvollzug die Notwendigkeit
herausgestellt, dass es im Einzelfall mdglich sein muss, Personen, die bei der
Berufsausiibung wiederholt Berufspflichtverletzungen begangen haben, die
Eintragung zu versagen, wenn sie nach dem Gesamtbild ihres Verhaltens nicht die
Gewahr dafur bieten, dass die Berufsausiibung in Zukunft ordnungsgemal erfolgt.

Dies ist mit der bisherigen Regelung nicht der Fall. Es ist danach mdglich, dass es
auch in mehreren Berufsgerichtsverfahren zwar zur richterlichen Feststellung von
Berufspflichtverletzungen der berufsangehdrigen Person kommen kdnnte, eine
Verurteilung mit der Konsequenz einer Untersagung der Berufsausibung jedoch
nicht erfolgt. Es kdnnten somit mehrere Verfahren durch solche Vergleiche enden,



ohne dass eine Versagung mit der bisherigen Vorschrift mdglich ist. Das ist unter
Verbraucherschutzaspekten nicht hinnehmbar.

Nummer 2 ist durch eine abschliel3ende Aufzéhlung der
Tatbestandsvoraussetzungen fur die Versagung konkretisiert worden.

Nummer 3 enthalt eine Neuregelung, wonach zu versagen ist, wenn die betroffene
Person geschaftsunfahig oder flr sie eine rechtliche Betreuung in
Vermdgensangelegenheiten bestellt ist. Diese Tatbestandsvoraussetzungen werden
mit Blick auf Architektengesetze anderer LaAnder und unter dem Aspekt des
Verbraucherschutzes eingefuhrt.

In Absatz 2 sind die Voraussetzungen in Nummer 1 in Anlehnung an die
Architektengesetze der Ubrigen Lander und unter Beriicksichtigung der
Rechtsentwicklung angepasst worden.

Zu 4. (8 6):

a) Der bisherige Absatz 2 ist insgesamt neu gefasst worden und durch die
Implementierung der Unterabsatze 2a und 2b Ubersichtlicher gegliedert. Absatz 2
regelt grundsétzlich und unverandert, dass dem Eintragungsantrag die erforderlichen
Unterlagen beizufligen sind.

b) Erganzungen werden ausschlie3lich in Absatz 2a vorgenommen und diese
konkretisieren, unter welchen Voraussetzungen sich die Architektenkammer an die
zustandigen Behorden des Herkunftsstaates tiber das Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI) wenden kann. Damit wird Artikel 50 der Richtlinie
2005/36/EG, der die Verwaltungszusammenarbeit der zustandigen Stellen regelt,
vollstdndig umgesetzt.

c) Die Verweisungen sind wegen der Neufassung und Untergliederung des
Absatzes 2 sowie der Anderung in 8§ 8 zu aktualisieren.

Zu 5. (8 7):
a) Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 8 zu aktualisieren.
b) Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 6 zu aktualisieren.

c) Da sich die Ressortbezeichnung gedndert hat, ist diese in Absatz 1 zu
aktualisieren.

Zu 6. (8 8):

a) Hier erfolgt lediglich eine Korrektur der Uberschrift; die Anpassung der
Bezeichnungen im Sinne einer geschlechtergerechten Sprache ist nachzuholen.

b) aa) In Satz 1 erfolgt die Korrektur eines Ubertragungsfehlers, da die
Voraussetzungen gerade nicht kumulativ erfillt sein missen. Die Bewertung, ob bei
bestimmten auswartigen Dienstleisterinnen und Dienstleistern ggf. ein Erfordernis
besteht, eine "AusgleichsmalRnahme" in Form einer Eignungsprufung zu verlangen,
ist nun in Absatz 2 umfassend geregelt unter Bezug auf Artikel 7 Absatz 4 der
Richtlinie 2005/36/EG. Der bisherige Halbsatz in Absatz 1 Satz 1 ist gestrichen



worden, da die Entscheidung, ob eine Eignungsprifung bei dienstleistenden
Personen -ausschliel3lich bei solchen, die die geschiitzte deutsche
Berufsbezeichnung fihren wollen- erforderlich ist oder nicht, einer Prifung durch die
Architektenkammer vorbehalten sein soll.

bb) Die nach Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erforderliche
Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Einzelfallbeurteilung mit Kriterien fir diese
Beurteilung waren bisher nur in der Gesetzesbegriindung der vorletzten Novelle
aufgefihrt. Da die EU-Kommission dies als nicht ordnungsgemale Umsetzung der
Richtlinie bewertet, ist die Regelung nun direkt in Absatz 1 Satz 3 aufgenommen
worden.

c) Der bisherige Absatz 2 ist insgesamt neu gefasst und durch die
Implementierung der Unterabsatze 2a und 2b tbersichtlicher gegliedert worden. In
Absatz 2 sind die bei der Anzeige vortibergehender und gelegentlicher
Dienstleistungen vorzulegenden Dokumente nach Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie
2005/36/EG in Satz 2 Nummern 1 bis 4 konkret benannt worden, um die von der EU-
Kommission beméngelte fehlende Transparenz zu gewahrleisten. Ebenfalls aus
Griunden der Transparenz wird explizit auf die Mdglichkeit hingewiesen, dass das
Verfahren elektronisch gefuhrt werden kann.

d) In Absatz 2a wird die Architektenkammer ausdrticklich erméachtigt, bei
berechtigten Zweifeln in bestimmten Féllen von den zustdndigen Behorden des
Herkunftsstaates Informationen anfordern zu kdnnen. Die Regelung setzt Artikel 8
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG um und ist konkreter gefasst als die die
europarechtliche Zusammenarbeit regelnden Vorschriften des Bremischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG). In Absatz 2b werden die Ablaufe im
Falle der Prufung durch die Architektenkammer im Hinblick darauf geregelt, ob die
Person, die die Dienstleistung unter der geschutzten deutschen Berufsbezeichnung
erbringen will, die Eintragungsvoraussetzungen erfillt und unter welchen
Voraussetzungen ggf. eine Eignungsprufung erforderlich ist.

e) Die Verweisung ist wegen der Neufassung und Untergliederung des Absatzes 2
zu aktualisieren.

f) In Absatz 4 erfolgt durch die eingefligten Satze eine Prazisierung, dass das
berechtigte Fiihren der Berufsbezeichnung des Niederlassungsstaates an eine
rechtmanige Niederlassung im Herkunftsstaat und eine bestimmten Dauer der
Berufsausiibung -sofern der Beruf nicht reglementiert ist- gebunden ist.

g) Absatz 5 setzt Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG um und regelt den
erforderlichen Informationsaustausch zwischen den zustandigen Stellen und das
Verfahren in den Fallen, in denen sich Empfangerinnen oder Empfanger von
Dienstleistungen tber eine Dienstleisterin oder einen Dienstleister beschweren.

h) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und bleibt unverandert.

i) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und geéandert, in dem ein
Ubertragungsfehler korrigiert wird.

j) aa) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und Satz 1 gedndert, in dem die
Verweisung aufgrund des Einfligens des neuen Absatzes 5 angepasst wird.



bb) Die Verweisung ist wegen des Einfligens des Absatzes 5 zu aktualisieren.
Zu 7. (8 12):

a) aa) Nummer 8 und Nummer 9 konkretisieren die Verpflichtung der
Architektenkammer, als zustandige Stelle mit den zustandigen Stellen anderer
Aufnahme- oder Herkunftsstaaten eng zusammen zu arbeiten und sich gegenseitig
Amtshilfe zu leisten. Diese Regelungen setzen Artikel 56 Absatz 1 und 2 der
Richtlinie 2005/36/EG entsprechend um; sie sind konkreter gefasst als die die
europarechtliche Zusammenarbeit regelnden Vorschriften des BremVwV{G.

bb) Die bisherigen Nummern 8 und 9 bleiben unveréndert und werden Nummern
10 und 11.

cc) In Nummer 10 wird der Begriff ,praktische Tatigkeit* durch ,berufspraktische
Tatigkeit” ersetzt um klarzustellen, dass es sich nicht um eine beliebige, sondern eine
ausschlief3lich berufsbezogene praktische Tatigkeit handeln muss.

b) Die neue, in Absatz 2 eingefligte Regelung enthéalt die Erméachtigung fir die
Architektenkammer, Giber die bestehenden Listen und Verzeichnisse hinaus weitere
Listen und Verzeichnisse bei Bedarf einzurichten und zu fuhren. Diese Moglichkeit
sehen diverse Architektengesetze anderer Bundeslander bereits vor, und fur die
Architektenkammer hat sich in der Praxis ebenfalls ein entsprechender Bedarf daftr
ergeben. Der Datenschutz ist durch die ausdrticklich erforderliche Einwilligung der
einzutragenden Person gewahrleistet.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und bleibt unverandert.
Zu 8. (8 13):

In Absatz 3 erfolgt eine Klarstellung hinsichtlich einer ggf. erforderlichen
Berufshaftpflichtversicherung von auswartigen Dienstleisterinnen und Dienstleistern,
da nach Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG keine Nachweispflicht fur eine
erforderliche Versicherung besteht, sondern lediglich eine vorherige
Informationspflicht gegentiber der Architektenkammer.

Zu 9. (8 14):

In Absatz 2 Satz 3 wird Begriff ,praktische Tatigkeit“ durch ,berufspraktische
Tatigkeit” ersetzt um klarzustellen, dass es sich nicht um eine beliebige, sondern eine
ausschlief3lich berufsbezogene praktische Tatigkeit handeln muss.

Zu 10. (8 18):

In Absatz 1 Nummer 18 wird Begriff ,praktische Tatigkeit“ durch ,berufspraktische
Tatigkeit” ersetzt um klarzustellen, dass es sich nicht um eine beliebige, sondern eine
ausschlief3lich berufsbezogene praktische Tatigkeit handeln muss.

Zu 11. (8 20):

Da sich die Ressortbezeichnung geandert hat, ist diese in Absatz 1 zu
aktualisieren.



Zu 12. (8 51):

Die in Absatz 3 geregelte Zustandigkeit fur die Ahndung und Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten wird von der Aufsichtsbehérde auf die Architektenkammer
Ubertragen. Dies ist bereits in den Architektengesetzen anderer Bundeslander, u. a.
in Niedersachsen, so geregelt und entspricht dartiber hinaus der Regelung im
Musterarchitektengesetz. Vor diesem Hintergrund und der Tatsache, dass die
Kammer eine Kdrperschaft des offentlichen Rechts mit eigener Rechtspersonlichkeit
darstellt, ist der Wechsel in der Zustandigkeit sachlich gerechtfertigt.

Zu 13. (8 52):

Die neue Ubergangsvorschrift bestimmt aus Griinden der Rechtssicherheit und
zur Vermeidung unbilliger Harten, dass im Hinblick auf das Studium die bisher
geltenden Bestimmungen des 8§ 3 Absatz 1 Nummer 2 anzuwenden sind, wenn eine
Person zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits mit dem Studium
begonnen hat.

Zu 14. (Anlage "Leitlinien zu Ausbildungsinhalten™):

a) Durch die Anderung der Mindeststudienzeiten in § 3 Absatz 1 Nummer 2 ist die
Anzahl der erforderlichen ECTS-Leistungspunkte (Credit Points) entsprechend
anzupassen.

b) siehe Ausflihrung zu a)

c) siehe Ausflihrung zu a)



Artikel 2

Bremisches Ingenieurgesetz
l. Allgemeines

Eine Anderung des Bremischen Ingenieurgesetzes (BremingG) ist in erster Linie
notwendig, um dieses aufgrund des Vertragsverletzungsverfahren an die Richtlinie
2005/36/EG anzupassen.

Zur Anpassung an die Richtlinie 2005/36/EG wurden insbesondere folgende
Anderungen vorgenommen:

- Anderung der Frist entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG, dass eine
auslandische Antragstellerin oder ein Antragsteller die Mdglichkeit hat, die
Eignungsprifung spatestens sechs Monate nach der urspringlichen Entscheidung
der Kammer, eine Eignungsprifung aufzuerlegen, abzulegen (Artikel 14 Absatz 7 der
Richtlinie 2005/36/EG);

- Aufnahme der gesetzlichen Verpflichtung, die vortibergehende und gelegentliche
Dienstleistung durch Auswartige im Einzelfall zu beurteilen und zur Festlegung
einschlagiger Kriterien (Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften tiber auswartige Dienstleisterinnen und
Dienstleister, dass im Falle einer notwendigen Uberpriifung der Berufsqualifikation
vor erstmaliger Dienstleistungserbringung Fristen fur die Entscheidung der Kammer
geregelt werden und die Schwelle fir die Auferlegung einer Eignungsprufung
definiert wird (Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften Gber auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister
um die Nennung der konkreten Unterlagen, die vor erstmaliger Aufnahme der
Tatigkeit bei der Kammer vorzulegen sind (Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie
2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften tiber auswartige Dienstleisterinnen und Dienstleister
in Bezug auf die Zusammenarbeit der zustandigen Stellen. Die Architektenkammer
kann bei berechtigten Zweifeln von den zustandigen Stellen des
Niederlassungsmitgliedsstaates Informationen tber die Rechtmaligkeit der
Niederlassung, tber die gute Fihrung sowie Informationen dartber anfordern
kénnen, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen
Sanktionen vorliegen. AulRerdem wird der Informationsaustausch zwischen den
zustandigen Stellen fur den Fall der Beschwerde von Dienstleistungsempfangerinnen
oder Dienstleistungsempfangern tber eine Dienstleisterin oder einen Dienstleister
geregelt (Artikel 8 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschriften, dass die Kammer in Fallen der Niederlassung unter
bestimmten Voraussetzungen Uber das Binnen-Informationssystem (IMI)
Informationen mit den zustandigen Behorden anderer Mitgliedstaaten austauschen
kénnen (Artikel 50 Abséatze 1 und 3a der Richtlinie 2005/36/EG);



- Erganzung einer Vorschrift Gber die Niederlassung auslandischer Beratender
Ingenieurinnen und Beratender Ingenieure, da diese keine spezifische Regelung fir
den Fall der Anerkennung vorsieht, dass der betreffende Beruf nicht im
Herkunftsstaat reglementiert ist, die Antragstellerin oder der Antragsteller diesen
Beruf jedoch ein Jahr lang, wéhrend der letzten zehn Jahre, ausgeutbt hat (Artikel 13
Absétze 1 und 2 der Richtlinie 2005/36/EG);

- Erganzung der Vorschrift Gber die Versagung der Listeneintragung um das
Tatbestandsmerkmal der Zuverlassigkeit und eine Konkretisierung und Modifizierung
der Ubrigen Tatbestandsvoraussetzungen;

- Konkretisierung der Aufgaben der Kammer als zustandige Stelle hinsichtlich der
Verwaltungszusammenarbeit mit zustandigen Stellen anderer Aufnahme- und
Herkunftsstaaten im Sinne des Artikels 56 der Richtlinie 2005/36/EG;

- Ermachtigung der Kammer, tUber die nach diesem Gesetz zu filhrenden Listen
und Verzeichnisse hinaus weitere Listen und Verzeichnisse fuhren zu durfen;

- Anderung der Vorschrift tiber Ordnungswidrigkeiten, dass die Zustandigkeit von
der Aufsichtsbehotrde auf die Kammer Ubergeht;

- An einigen Stellen wurden aufgrund der Anderungen Verweisungen aktualisiert
und aulRerdem einige Schreib- bzw. Ubertragungsfehler im Gesetzestext korrigiert.

ll. Einzelbegrindung
Zu 1. (8 2):

a) Der Wortlaut des Artikel 14 Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG verlangt, dass dem
Antragsteller die Moglichkeit gegeben werden muss, spatestens sechs Monate nach
der urspriinglichen Entscheidung, der Antragstellerin oder dem Antragsteller eine
Eignungsprifung aufzuerlegen, ablegen zu kdnnen. Da dies der Zugang der
Entscheidung ist und nicht die Rechtsbestandigkeit, ist Absatz 4 insoweit an die
Richtlinie angepasst worden.

b) In Absatz 5 wird klargestellt, dass die voribergehende und gelegentliche
Ausubung von beruflichen Tatigkeiten der Ingenieurinnen und Ingenieure durch
Dienstleisterinnen und Dienstleister uneingeschrankt zulassig ist. Dartiber hinaus ist
die nach Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erforderliche Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer Einzelfallbeurteilung mit Kriterien fur diese Beurteilung nun
wortwortlich tbernommen worden, obwohl bereits in der Gesetzesbegriindung der
vorletzten Novelle aufgefuihrt. Da die EU-Kommission dies jedoch als nicht
ordnungsgemalie Umsetzung der Richtlinie bewertet, wurde die Regelung nun direkt
in Absatz 5 Satz 3 aufgenommen.

c) aa) In Absatz 6 ist die Bewertung, ob bei bestimmten auswartigen
Dienstleisterinnen und Dienstleistern ggf. ein Erfordernis besteht, eine
"Ausgleichsmal3inahme" in Form einer Eignungsprufung zu verlangen, nun in Satz 2
ff. umfassend geregelt unter Bezug auf Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG.
Der bisherige Halbsatz in Satz 1 ist gestrichen worden, da die Entscheidung, ob eine
Eignungsprifung bei dienstleistenden Personen -ausschlief3lich bei solchen, die die
geschitzte deutsche Berufsbezeichnung fiihren wollen- erforderlich ist oder nicht,
einer Prufung durch die Ingenieurkammer vorbehalten sein soll.



bb) Die neu eingefligten Satze regeln die Ablaufe im Falle der Prifung durch die
Ingenieurkammer im Hinblick darauf, ob die Person, die die Dienstleistung unter der
geschutzten deutschen Berufsbezeichnung erbringen will, die
Eintragungsvoraussetzungen erfullt und unter welchen Voraussetzungen ggf. eine
Eignungsprifung erforderlich ist.

d) Der bisherige Absatz 7 ist insgesamt neu gefasst worden und durch die
Implementierung der Unterabsatze 7a und 7b Gbersichtlicher gegliedert. In der
Neufassung des Absatzes 7 sind die bei der Anzeige voribergehender und
gelegentlicher Dienstleistungen unter Fihrung der geschitzten Berufsbezeichnung
nach 8§ 1 vorzulegenden Dokumente nach Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie
2005/36/EG in Satz 2 Nummern 1 bis 3 konkret benannt worden, um die von der EU-
Kommission beméngelte fehlende Transparenz zu gewahrleisten.

e) In Absatz 7a wird die Ingenieurkammer ausdricklich erméchtigt, bei
berechtigten Zweifeln in bestimmten Féllen von den zustdndigen Behorden des
Herkunftsstaates Informationen anfordern zu kdnnen. Die Regelung setzt Artikel 8
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG um und ist konkreter gefasst als die die
europarechtliche Zusammenarbeit regelnden Vorschriften des Bremischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG). Absatz 7b regelt wie bisher, dass
Meldungen und Bescheinigungen nicht erforderlich sind, sofern durch die
Dienstleisterin oder den Dienstleister bereits eine Anzeige in einem anderen
Bundesland erfolgt ist oder dort eine Bescheinigung erteilt worden ist.

f) Absatz 8 setzt Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG um und regelt den
erforderlichen Informationsaustausch zwischen den zustandigen Stellen und das
Verfahren in den Fallen, in denen sich Empfangerinnen oder Empfanger von
Dienstleistungen tber eine Dienstleisterin oder einen Dienstleister beschweren.

g) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und bleibt unverandert.
Zu 2. (8 2a):

a) Der bisherige Absatz 1 ist insgesamt neu gefasst worden und durch die
Implementierung der Unterabsatze 1a und 1 b Ubersichtlicher gegliedert.

b) Ergdnzungen erfolgen ausschlief3lich in Absatz 1a und konkretisieren, unter
welchen Voraussetzungen sich die Ingenieurkammer an die zustandigen
Behorden des Herkunftsstaates tber das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI)
wenden kann. Damit wird Artikel 50 der Richtlinie 2005/36/EG, der die
Verwaltungszusammenarbeit der zustandigen Stellen regelt, vollstandig
umgesetzt.

c) Die Verweisung ist aufgrund der Neufassung und Untergliederung des Absatzes
1 anzupassen.

Zu 3. (8 5):
a) Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 10 zu aktualisieren.

b) Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 10 zu aktualisieren.



Zu 4. (8 6):

a) aa) Die Erganzung vervollstandigt die Verweisung auf die entsprechenden
Vorschriften, nach denen Personen aus anderen Herkunftsstaaten, die die
Verwendung der geschiuitzten deutschen Berufsbezeichnung beabsichtigen,
bestimmte Voraussetzungen zu erftillen haben.

bb) Der neu eingefligte Satz 5 ersetzt den bisherigen Satz 7 und stellt unter Bezug
auf Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 3 der Richtlinie 2005/36/EG klar, dass das
Erfordernis der dreijahrigen praktischen Téatigkeit nur dann nicht gilt, wenn die
Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 und 2 erfillt sind.

cc) Durch die Einfigung der konkretisierenden Regelung in Satz 5 (neu) ist der
bisherige Satz 7 Uberflissig und zu streichen.

b) Korrektur eines Ubertragungsfehlers.
Zu5. (8 7):

Die Tatbestandsvoraussetzungen bei der Versagung der Eintragung werden in
Absatz 1 um die konkrete Nennung der Rechtsgrundlagen (Nummer 1) sowie um das
Merkmal der Unzuverlassigkeit in Anlehnung an das Gewerberecht erweitert. Dies ist
auch in Ingenieurgesetzen der Ubrigen Lander weitgehend so geregelt. Nach
Erfahrungen der Ingenieurkammer hat sich im Gesetzesvollzug die Notwendigkeit
herausgestellt, dass es im Einzelfall mdglich sein muss, Personen, die bei der
Berufsausiibung wiederholt Berufspflichtverletzungen begangen haben, die
Eintragung zu versagen, wenn sie nach dem Gesamtbild ihres Verhaltens nicht die
Gewahr dafur bieten, dass die Berufsausiibung in Zukunft ordnungsgemal erfolgt.

Dies ist mit der bisherigen Regelung nicht der Fall. Es ist danach mdglich, dass es
auch in mehreren Berufsgerichtsverfahren zwar zur richterlichen Feststellung von
Berufspflichtverletzungen der berufsangehdrigen Person kommen konnte, eine
Verurteilung mit der Konsequenz einer Untersagung der Berufsausibung jedoch
nicht erfolgt. Es kdnnten somit mehrere Verfahren durch solche Vergleiche enden,
ohne dass eine Versagung mit der bisherigen Vorschrift mdglich ist. Das ist unter
Verbraucherschutzaspekten nicht hinnehmbar.

Nummer 2 ist durch eine abschliel3ende Aufzéhlung der
Tatbestandsvoraussetzungen fur die Versagung konkretisiert worden.

Nummer 3 enthalt eine Neuregelung, wonach zu versagen ist, wenn die betroffene
Person geschéftsunfahig oder fur sie eine rechtliche Betreuung in
Vermodgensangelegenheiten bestellt ist. Diese Tatbestandsvoraussetzungen sind mit
Blick auf Ingenieurgesetze anderer Lander und unter dem Aspekt des
Verbraucherschutzes eingefuhrt worden.

In Absatz 2 sind die Voraussetzungen in Nummer 1 in Anlehnung an die
Ingenieurgesetze der Ubrigen Lander und unter Berticksichtigung der
Rechtsentwicklung angepasst worden.

Zu 6. (8 8):

Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 9 zu aktualisieren.



Zu7.(89):

Die Verweisung in Absatz 2 Satz 3 bezieht sich auf die Regelung in 8 2a Absatz 1a
fur Ingenieure, die konkretisiert, unter welchen Voraussetzungen sich die
Ingenieurkammer an die zustandigen Behotrden des Herkunftsstaates uber das
Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) wenden kann. Damit wird Artikel 50 der
Richtlinie 2005/36/EG, der die Verwaltungszusammenarbeit der zustandigen Stellen
regelt, vollstandig umgesetzt. Dasselbe hat fir die Beratenden Ingenieure zu gelten.

Zu 8. (§ 10):

a) In Absatz 1 wird klargestellt, dass die voriibergehende und gelegentliche
Austbung von beruflichen Tatigkeiten der Beratenden Ingenieurinnen oder
Ingenieure durch Dienstleisterinnen und Dienstleister uneingeschrankt, d. h. ohne
Vorpriufung zuldssig ist, sofern diese Personen unter der Berufsbezeichnung ihres
Herkunftsstaates tatig werden wollen. Dies entspricht der Regelung fir die
Ingenieurinnen und Ingenieure (8 2 Absatz 5). Die Beratenden Ingenieurinnen oder
Ingenieure unterscheiden sich von Ingenieurinnen oder Ingenieuren zwar durch die
gesetzlich vorgeschriebene, mindestens dreijahrige praktische Tatigkeit (als
Ingenieur), nicht aber durch ein eigenes, von Ingenieurinnen und Ingenieuren
abweichendes, Berufsbild. Dartber hinaus wurde die nach Artikel 5 Absatz 2 der
Richtlinie 2005/36/EG erforderliche Verpflichtung zur Durchfihrung einer
Einzelfallbeurteilung mit Kriterien fur diese Beurteilung nun wortwaortlich
Ubernommen, obwohl bereits in der Gesetzesbegriindung der vorletzten Novelle
aufgefuhrt. Da die EU-Kommission dies als nicht ordnungsgemale Umsetzung der
Richtlinie bewertet, wurde die Regelung nun direkt in Absatz 1 Satz 3 aufgenommen.

b) aa) In Absatz 2 ist nun die Bewertung, ob bei bestimmten auswartigen
Dienstleisterinnen und Dienstleistern ggf. ein Erfordernis besteht, eine
"Ausgleichsmal3inahme" in Form einer Eignungsprifung zu verlangen, in Satz 2 ff.
umfassend geregelt unter Bezug auf Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG.
Der bisherige Halbsatz in Satz 1 ist gestrichen worden, da die Entscheidung, ob eine
Eignungsprifung bei dienstleistenden Personen -ausschlief3lich bei solchen, die die
geschitzte deutsche Berufsbezeichnung fiihren wollen- erforderlich ist oder nicht,
einer Prufung durch die Ingenieurkammer vorbehalten sein soll.

bb) Die neu eingefligten Satze regeln die Ablaufe im Falle der Prifung durch die
Ingenieurkammer im Hinblick darauf, ob die Person, die die Dienstleistung unter der
geschuitzten deutschen Berufsbezeichnung erbringen will, die
Eintragungsvoraussetzungen erfillt und unter welchen Voraussetzungen ggf. eine
Eignungsprifung erforderlich ist.

c) Der bisherige Absatz 3 ist insgesamt neu gefasst worden und durch die
Implementierung der Unterabsatze 3a und 3b Ubersichtlicher gegliedert. In der
Neufassung des Absatzes 3 sind die bei der Anzeige voribergehender und
gelegentlicher Dienstleistungen unter Fihrung der geschitzten Berufsbezeichnung
nach § 1 vorzulegenden Dokumente nach Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie
2005/36/EG in Satz 2 Nummern 1 bis 4 konkret benannt worden, um die von der EU-
Kommission beméngelte fehlende Transparenz zu gewahrleisten.

d) In Absatz 3a wird die Ingenieurkammer ausdrtcklich ermachtigt, bei
berechtigten Zweifeln in bestimmten Féllen von den zustdndigen Behérden des



Herkunftsstaates Informationen anfordern zu kdnnen. Die Regelung setzt Artikel 8
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG um und ist konkreter gefasst als die die
europarechtliche Zusammenarbeit regelnden Vorschriften des Bremischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG). Absatz 3b regelt wie bisher, dass
Meldungen und Bescheinigungen nicht erforderlich sind, sofern durch die
Dienstleisterin oder den Dienstleister bereits eine Anzeige in einem anderen
Bundesland erfolgt ist oder dort eine Bescheinigung erteilt worden ist.

e) Absatz 4 setzt Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG um und regelt den
erforderlichen Informationsaustausch zwischen den zustandigen Stellen und das
Verfahren in den Fallen, in denen sich Empfangerinnen oder Empfanger von
Dienstleistungen tber eine Dienstleisterin oder einen Dienstleister beschweren.

f) Die bisherigen Absatze 4 und 5 werden Absétze 5 und 6 und bleiben
unverandert.

g) Die Verweisung in Absatz 7 ist aufgrund der Neuregelung des Absatzes 4 zu
aktualisieren.

Zu 9. (8 12):

a) aa) Absatz 1 Nummer 5 und Nummer 6 konkretisieren die Verpflichtung der
Ingenieurkammer, als zustandige Stelle mit den zustandigen Stellen anderer
Aufnahme- oder Herkunftsstaaten eng zusammen zu arbeiten und sich gegenseitig
Amtshilfe zu leisten. Diese Regelungen setzen Artikel 56 Absatz 1 und 2 der
Richtlinie 2005/36/EG entsprechend um; sie sind konkreter gefasst als die die
europarechtliche Zusammenarbeit regelnden Vorschriften des BremVwV{G.

bb) Die bisherigen Nummern 5 bis 12 werden Nummern 7 bis 14 und bleiben
unverandert.

b) Die neue, in Absatz 2 eingefligte Regelung enthélt die Erméachtigung fir die
Ingenieurkammer, Uber die bestehenden Listen und Verzeichnisse hinaus weitere
Listen und Verzeichnisse bei Bedarf einzurichten und zu fuhren. Diese Méglichkeit
sahen diverse Ingenieurgesetze anderer Bundeslander bereits vor, und fir die
Ingenieurkammer hat sich in der Praxis ebenfalls ein entsprechender Bedarf daftr
ergeben. Der Datenschutz ist durch die ausdrticklich erforderliche Einwilligung der
einzutragenden Person gewahrleistet.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und bleibt unverandert.
Zu 10. (8 18):

In Absatz 4 erfolgt die Korrektur eines Ubertragungsfehlers.

Zu 11. (8 23):

a) Die Verweisungen sind wegen der Anderung in § 10 zu aktualisieren.

b) Siehe Ausfiihrung zu a.

c) Siehe Ausfuhrung zu a.

d) Da sich die Ressortbezeichnung gedndert hat, ist diese in Absatz 9 zu
aktualisieren.



Zu 12. (8 24):

Da sich die Ressortbezeichnung geéndert hat, ist diese in Absatz 1 zu
aktualisieren.

Zu 13. (8 25):

In Absatz 3 erfolgt eine Klarstellung hinsichtlich einer ggf. erforderlichen
Berufshaftpflichtversicherung von auswartigen Dienstleisterinnen und Dienstleistern,
da nach Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG keine Nachweispflicht fur eine
erforderliche Versicherung besteht, sondern lediglich eine vorherige
Informationspflicht gegentber der Ingenieurkammer.

Zu 14. (8 26):
Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 10 zu aktualisieren.
Zu 15. (8 28):
Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 10 zu aktualisieren.
Zu 16. (8 30):

a) Die Verweisung ist wegen der Anderung in § 2 zu aktualisieren.

b) Die in Absatz 3 geregelte Zustandigkeit fir die Ahndung und Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten wird von der Aufsichtsbehdrde auf die Ingenieurkammer
Ubertragen. Dies ist bereits in den Ingenieurgesetzen anderer Bundeslander,
u. a. in Niedersachsen, so geregelt. Vor diesem Hintergrund und der
Tatsache, dass die Kammer eine Koérperschaft des 6ffentlichen Rechts mit
eigener Rechtspersonlichkeit darstellt, ist der Wechsel in der Zustandigkeit
sachlich gerechtfertigt.
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	Gesetz zur Änderung des Bremischen Architektengesetzes  und des Bremischen Ingenieurgesetzes
	Artikel 1 Änderung des Bremischen Architektengesetzes
	a) In Absatz 1 Nummer 2 wird nach dem Wort „Fachrichtung“ das Wort „Architektur“, nach den Wörtern „mindestens vier Studienjahren auf Vollzeitbasis“ die Wörter „in den anderen Fachrichtungen ein entsprechendes Studium mit mindestens drei Studienjahre...
	b) In Absatz 1a wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
	„Bis zu einem Jahr der berufspraktischen Tätigkeit darf bereits nach Abschluss eines mindestens dreijährigen Studiums absolviert werden.“
	c) In Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „nach Unanfechtbarkeit“ durch die Wörter „ab dem Zugang“ ersetzt.

	1. solange der antragstellenden Person nach § 70 des Strafgesetzbuches, nach § 132a der Strafprozessordnung oder nach § 35 Absatz 1 der Gewerbeordnung die Ausübung einer der in § 1 bezeichneten Tätigkeiten verboten, vorläufig verboten oder untersagt i...
	2. wenn die antragstellende Person wegen eines Verbrechens oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, Geldwäsche, Urkundenfälschung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenzstraftat rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt is...
	3. wenn die antragstellende Person geschäftsunfähig oder für sie eine rechtliche Betreuung in Vermögensangelegenheiten bestellt ist.
	1. im Vermögensverfall befindet; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über ihr Vermögen eröffnet wurde oder sie in das vom Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Absatz 2 der Insolvenzordnung, § 882b der Zivilpr...
	2. gröblich oder wiederholt berufsunwürdig verhalten hat.“
	a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 2a und 2b eingefügt:
	c) In Absatz 3 wird in Satz 4 die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 2b Satz 4“ und in Satz 6 die Angabe „§ 8 Absatz 3 und 7“ durch die Angabe „§ 8 Absatz 3 und 8“ ersetzt.
	a) In Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 8 Absatz 7“ durch die Angabe „§ 8 Absatz 8“ ersetzt.
	b) In Absatz 6 Satz 4 wird die Angabe „§ 6 Absatz 2 Satz 8“ durch die Angabe „§ 6 Absatz 2b Satz 6“ ersetzt.
	c) In Absatz 10 wird die Angabe „des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr“ durch die Angabe „der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau“ ersetzt.
	a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	Auswärtige Architektinnen und Architekten und auswärtige Stadtplanerinnen und Stadtplaner“.
	b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 oder 3“ ersetzt und die Angabe „; § 3 Absatz 4 und 5 findet keine Anwendung“ gestrichen.
	bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt:
	c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder der Dienstleister in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Aus...
	2. ein Berufsqualifikationsnachweis,
	3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis in beliebiger Form darüber, dass der Beruf in den vergangenen zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder mehre...
	4. bei einer beabsichtigten selbstständigen Tätigkeit eine Information über die Einzelheiten des bestehenden Versicherungsschutzes der Dienstleisterin oder des Dienstleisters oder einer anderen Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug ...
	d) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 2a und 2b eingefügt:
	e) In Absatz 3 Satz 5 wird nach der Angabe „Absatz 2“ die Angabe „Satz 1“ angefügt.
	f) In Absatz 4 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt:
	g) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
	h) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
	i) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und in Satz 2 das Wort „Gesellschaft“ durch das Wort „Gesellschaften“ ersetzt.
	j) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 6“ durch die Angabe „Absatz 7“ ersetzt.
	bb) In Satz 4 wird die Angabe „Absätze 3 und 4“ durch die Angabe „Absätze 3 bis 5“ ersetzt.
	a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
	aa) Nach Nummer 7 werden folgende Nummern 8 und 9 eingefügt:
	bb) Die bisherigen Nummern 8 und 9 werden Nummer 10 und 11.
	cc) In Nummer 10 wird das Wort „praktischen“ durch das Wort „berufspraktischen“ ersetzt.
	b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
	c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
	a) In II. wird die Angabe „180“ durch die Angabe „240“ ersetzt.
	b) In III. wird die Angabe "180" durch die Angabe „240“ ersetzt.
	c) In IV. wird die Angabe "180" durch die Angabe „240“ ersetzt.
	Artikel 2 Änderung des Bremischen Ingenieurgesetzes
	a) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „nach Unanfechtbarkeit“ durch die Wörter „ab Zugang“ ersetzt.
	b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
	c) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird die Angabe „; Absätze 3 und 4 finden keine Anwendung“ gestrichen.
	bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:
	d) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

	1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder der Dienstleister in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Au...
	2. ein Berufsqualifikationsnachweis,
	3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis darüber, dass der Beruf in den vergangenen zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten...
	e) Nach Absatz 7 werden folgende Absätze 7a und 7b eingefügt:
	f) Nach Absatz 7b wird folgender Absatz 8 eingefügt:
	g) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9.
	a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1a und 1b eingefügt:
	c) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1 Satz 6“ durch die Angabe „Absatz 1b Satz 4“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 10 Absatz 1 bis 4“ durch die Angabe „§ 10 Absatz 1 bis 3“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 10 Absatz 5 bis 6“ durch die Angabe „§ 10 Absatz 6 bis 7“ ersetzt.
	a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 Nummer 2 wird nach dem Wort „führen“ die Angabe „oder die Voraussetzungen des § 2 erfüllt,“ angefügt.
	bb) Nach Satz 1 Nummer 5 wird folgender Satz eingefügt:
	cc) Der bisherige Satz 7 wird gestrichen.
	b) In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „gegenüber“ die Wörter „der Auftraggeberin oder“ eingefügt.

	1. denen nach § 70 des Strafgesetzbuches, nach § 132a der Strafprozessordnung oder nach § 35 Absatz 1 der Gewerbeordnung die Ausübung einer der in § 4 bezeichneten Tätigkeiten verboten, vorläufig verboten oder untersagt ist oder
	2. die wegen eines Verbrechens oder wegen Diebstahls, Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Untreue, Geldwäsche, Urkundenfälschung, Hehlerei, Wuchers oder einer Insolvenzstraftat rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt worden sind und sich aus dem de...
	3. wenn sie geschäftsunfähig oder für sie eine rechtliche Betreuung in Vermögensangelegenheiten bestellt ist.
	1. in Vermögensverfall geraten sind; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über deren Vermögen eröffnet wurde oder sie in das vom Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Absatz 2 der Insolvenzverordnung, § 882b de...
	2. sich gröblich oder wiederholt berufsunwürdig verhalten haben.“
	a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird die Angabe „; § 2 Absatz 3 und 4 findet keine Anwendung“ gestrichen.
	bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze angefügt:
	c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

	1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder der Dienstleister in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Au...
	2. ein Berufsqualifikationsnachweis,
	3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis darüber, dass der Beruf in den vergangenen zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten...
	4. eine Information über die Einzelheiten des bestehenden Versicherungsschutzes der Dienstleisterin oder des Dienstleisters oder einer anderen Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht.
	d) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 3a und 3b eingefügt:
	e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
	f) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 5 und 6.
	g) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und in Satz 1 wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In Absatz 1 Satz 1 werden nach Nummer 4 folgende Nummern 5 und 6 eingefügt:
	bb) Die bisherigen Nummern 5 bis 12 werden Nummern 7 bis 14.
	b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
	c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
	a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 und Satz 4 werden jeweils die Angaben „§ 10 Abs. 3“ durch die Angaben „§ 10 Absatz 3a“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 Satz 2 und Satz 4 werden jeweils die Angaben „§ 10 Abs. 3“ durch die Angaben „§ 10 Absatz 3a“ und in Satz 4 die Angabe „§ 10 Absatz 6“ durch die Angabe „§ 10 Absatz 7“ ersetzt.
	c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 10 Absatz 4 oder 6“ durch die Angabe „§ 10 Absatz 5 oder 7“ ersetzt.
	d) In Absatz 9 wird die Angabe „des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr“ durch die Angabe „der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 wird die Angabe „§§ 1, 2 Absatz 8“ durch die Angabe „§§ 1, 2 Absatz 9“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 werden die Wörter „Aufsichtsbehörde der“ gestrichen.
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